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Die schriftliche parlamentarische 

Anfrage N~. 7~9/J~NR/71, die die Abgeordneten Regens­

burger .und Genossen am 30. Juni ~971 an mich richteten, 

,beehre ich mich 0ie folg~zubeantworten: 

ad 1 und 2) Die Bundessektion Pflicht­

schullehrerderGewerkschaftdsr öffentlich Bediensteten 

sprach am 11. 5.1971 im Bundesministerium .für Unterricht 

und Kunst vor und legte ein~ Tagesordnung; die 17 Punkte 

,ulTlfaßte, vor. Diese Tagesordnung umfaßte das allumfas­

~~hde Probie~d~r~rbeitszeitverkürzung (Herabsetzung der' .. . 

~ehrver~flichiung der Lehrer), eine Neuregelung des Prob-

lems der Leiterreststunden für die Leiter von Pflicht­

';'schulen - d:L'ese be'iden ~1aterien können nur im Einverneh­

meri';"rnit dem .·Bundeskanzleramt und dem Bundesminsterium 

':GUr Finanzen sowie ·in, Zusammenarbeit mit der Zentra.lge',:, 

werkschaft gelöst werdeti~ Auf die Höhe der Schülerzahlen 

in den·~lassen des Pflichts~hulwesens hat das Bundesmini~ 

sterium·für Unterricht und Kunst keinen Einfluß; da diese 
", ! < ,.' • • ' 

EntscheJdung derplensthohedt der Bundesländer obliegt. 

Für Besuchss'c'hulle'hrer an H~uptschulen ist eine Regelung 

in den§§ 59 und 60 des Gehaltsgesetzes 1956 in Form von 

Zulagen vopge'sehen. Eine Änderung der Höhe dieser Zulagen 
. , 

"kahn' auch nur im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt 
.' '" ,\ .'~ ".. ;<~~1~: .r"!,,,o .. :,,',- , 

und. dem Bu~desministerium für Finanzen in Form einer 
.', '.:/ . " . . 

Novelle zum'Gehaltsgesetz 1956 erreicht werden. Die 

. / . 
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Durchführungsbest'immungerl für .den Fahrtkostenersatz für 

Lehrer sind ihder Zwisch~nzeit ergangen. Das Problem 

einer Berufsreifeprüfung für Arbeitslehrerinnen kann 

nicht nur auf diesen Dienstzweig allein beschränkt blei­

ben~sondern müßte auch die Kindergärtnerinneri umfassen. 

Diesbezügliche Besprechungen 'sind bereits eingeleitet. 

Der Entw~rf eines SChulunterrichtsgesetzes wurde in der 

Zwischenzeit allen Mitgliedern der Schulreforrnkommission, 

den Vertretern der Gewerkschaften und Zentralausschüssen 

übergeben. Ein neues Begutachtungsverfahren findet nicht 

mehr statt, jedoch können Vorschläge zu einer Abänderung 

des Entwurfes bis Mitte Oktober eingebracht werden. Ende 

Oktober wird das Geseti dem Ministerrat und dann dem Par­

lament zur Beschlußfassung vorgelegt werden. Zur Institu­

tionalisierung der Ausbildung der Lehrer für Hauptschulen, 

Sonderschulen und POlytechnische Lehrgänge an den Pädagogi­

schen Akademien werden ab Wintersemester 1971/72 4 Versuche 

ge.startet. Die Richtlinien für d:E Verleihung von Ber';tfs­

tit~ln sind~bereits erg~ngen und werden nach Abschluß 

." des Genehmigungsverfahrens veröffentlicht werden. 

Das 17-Punkte-Programm der Gewer.kschaft 

ist so allumfasBend, daß nicht nur drei Sektionen des 

Bundesministeriums fOr Vnterricht und Kunst, sondern darüber­

hinaus auch das Bun~eskanzleramt und das Bbndesministerium 
" I 

für Finanzen~it den~ragen befaßt werden küssen. 
I 

682/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




